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Vorläufig gesichertes Überschwemmungsgebiet 
der Fuhse

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung
des Bebauungslanes Nr. 14 wird zum Teil durch 
das vorläufig gesicherte Überschwemmungsge-
biet der Fuhse überlagert . Mit seiner förmlichen 
Festlegung als gesetzliches Überschwemmungs
gebiet der Fuhse voraussichtlich in der ersten 
Jahreshälfte 2010 zu rechnen. 
 
Für den verlorengehenden Retentionsraum nördlich 
der Planstraße B werden umfangs-, funktions- und 
zeitgleich Kompensationsflächen innerhalb der Maß-
nahmenfläche M2 südlich der Planstraße B  ge-
schaffen, so dass bei dem Bemessungshochwas-
ser HQ100 ausreichender Retentionsraum  zur Ver-
fügung steht und der Wasserein- bzw -abfluss nicht 
beeinträchtig wird. 

Die Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) sowie des Niedersächsischen Wassergeset-
zes sind zu beachten.

5.1.4 Maßnahmenfläche M2

5.1.4 a:
Die mit M2 gekennzeichneten Maßnahmenflächen 
sind als Wildrasen mit dem Entwicklungsziel Rude-
ralflur (UR) auszubilden. Die Flächen sind 1 mal pro 
Jahr ab dem 1.10. jeden Jahres zu mähen, das Mäh-
gut ist abzufahren, auf eine Düngung/ Kalkung ist 
zu verzichten.

Pro 300 m² Maßnahmenfläche ist jeweils eine Ge-
hölzgruppe der heutigen potenziellen natürlichen 
Vegetation (hpnV) anzupflanzen, die sich aus min-
destens 5 Laubsträuchern zusammensetzt. Höhe 
bei Pflanzung min. 0,6 m bis 1m. Weiterhin ist pro 
angefangene 300 m² Maßnahmenfläche mindes-
tens 1 Laubbaum als Heister oder Hochstamm mit 
einer Mindesthöhe von 3,00 m anzupflanzen.

Die Anlage eines Fußweges mit wasserdurchläs-
siger Befestigung (max. Breite 2,5 m) ist innerhalb 
dieser Fläche zulässig.

5.1.4 b - Räumstreifen:
Die Flächen M2 dienen zugleich als Räumstreifen, 
soweit sie an die vorhandenen Entwässerungs-
gräben angrenzen.

5.1.4 c - Behandlung von Oberflächenwasser
Innerhalb der Maßnahmenfläche M2 sind geeig-
nete Flächen anzulegen und vorzuhalten, auf 
denen das Oberflächenwasser der öffentlichen 
Verkehrsflächen versickern oder verdunsten 
kann, soweit dies im Straßenseitenraum nicht 
vollständig möglich ist. 

5.1.4 d - Flächen für den Hochwasserschutz - 
              Rückhalteflächen - R
Innerhalb der festgesetzten Maßnahmenfläche M2 
liegt eine Rückhalteflächen für den Hochwasserschutz 
Diese Fläche dient der Kompensation für den Reten-
tionsraum nördlich der Planstraße B, der durch Auf-
höhung und Überbauung als Rückhaltefläche für den 
Hochwasserschutz verlorengeht. 
Die Rückhalteflächen für den Hochwasserschutz 
dienen der Freihaltung des vorläufig gesicherten 
Überschwemmungsgebietes der Fuhse.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. Nr. 16 BauGB und 
§ 93 Abs. 2 NWG)

            
F - Rechtsgrundlage

Für die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
gelten:

- das Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekannt-
  machung vom 23. 09. 2004 (BGBl. Teil I S. 2414), 
  zuletzt   geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
  21.12.2006   (BGBl. Jahrg. 2006 Teil 1 Nr. 64 vom 
  27.12.2006),

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der 
  Bekanntmachung vom 27.01.1990 (BGBl. I S. 132) 
  zuletzt geändert am 22.04.1993 (BGBl. I S. 466).

              
5.4 Art der Bepflanzung
      (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a BauGB)
Soweit keine anderen Festsetzungen getroffen wurden, 
sind als Anpflanzungen nur Gehölzarten der heutigen 
potentiellen natürlichen Vegetation (hpnV) zulässig.

Dazu gehören z.B. Bäume wie:
Stieleiche (Quercus robur), Birke (Betula pendula), 
Bergahorn (Acer pseudopfatanus), Feldahorn 
(Acer campestre), Buche (Fagus silvatica), 
Hainbuche (Carpinus betulus), Salweide (Salix 
caprea), Eberesche (Sorbus aucuparia), Zitter-
pappel (Populus tremula)

Dazu gehören z.B. Sträucher wie:
Hasel (Corylus avellana), Hartriegel (Cornus 
mas, Cornus sanguineae), Hundsrose (Rosa 
canina), Holunder (Sambucus), Schlehe (Prunus 
spinora), Schneeball (Viburnum opulus), Weiß-
dorn (Crataegus monogyna), Weide (Salix)

     
5.3 Pflanzzeitpunkt
Alle Anpflanzungen unter 5.1 und 5.2 sind spätes-
tens in der Pflanzperiode (Oktober bis Mai) 3 Jahre 
nach Erteilung der Begenehmigung abzuschließen, 
dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen.

        
5.2.3 Bepflanzung von Stellplätzen
Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind so zu gliedern, 
dass je 8 Pkw-Stellplätze und je 5 Lkw-Stellplätze 
ein hochstämmiger Laubbaum (Stammumfang 
bei Pflanzung mindestes 10 - 12 cm) mit mindes-
tens je 6 m² Pflanzfläche für Unterpflanzungen 
mit bodendeckendem Gehölz zwischen den Stell-
plätzen angelegt wird.

            
5.2.2 Pflanzfläche f2
Innerhalb der mit f2 gekennzeichneten Pflanz-
streifen ist eine dreireihige Bepflanzung aus 
Laubsträuchern anzulegen. Der Pflanzabstand 
zwischen den Reihen und innerhalb der Reihen 
darf jeweils max. 1 m betragen, Mindesthöhe der 
Sträucher bei Pflanzung 0,6 m.

       
5.2 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
      Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
      (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

5.2.1 Pflanzfläche f1
Innerhalb der mit f1 gekennzeichneten Pflanz-
streifen sind Hainbuchen (Carpinus betulus) als 
Hochstamm (Stammumfang mindestens 10 bis 
16 cm) anzupflanzen. Die Baumstandorte sollen
 
- zur Grundstücksgrenze der Verkehrsfläche 
  einen Abstand von 3,50 m,
- untereinander einen Abstand von maximal 16 m 
  und
- zur seitlichen Grenze des Baugrundstückes ei-
  nen Abstand von maximal 6 m einhalten. 

Darüber hinaus ist die Fläche mit Bodendeckern 
oder Rasen vollständig zu bepflanzen. 

Der Pflanzstreifen kann pro Grundstück auf einer 
Gesamtlänge von max. 10 m für Grundstückszu-
fahrten unterbrochen werden. Die Baumstandorte 
sind dabei zu sichern.

      
5.1.5  Zuordnung der Bepflanzung für die Maß-
          nahmenflächen M1 und M2
Die Anpflanzungen auf den Maßnahmenflächen 
M1 und M2 sind den Gewerbegebieten GE und 
GE1 wie folgt zugeordnet:

Für 1 m² Gewerbegrundstück sind mindestens 
0,33 m² Maßnahmenfläche anzulegen und zu 
begrünen.

          
5.1.3 Maßnahmenflächen M1 
Die mit M1 gekennzeichneten Maßnahmenflä-
chen sind mit Laubsträuchern der heutigen poten-
ziellen natürlichen Vegetation (hpnV) im Pflanz-
raster von maximal 1,5 m x 1,5 m zu bepflanzen, 
Mindesthöhe bei Pflanzung 0,6 m bis 1m.

       
5.1.2 Grundstücksversiegelung
Innerhalb der Baugebiete GE und GE1 sind Stell-
plätze, auf denen kein verschmutztes Oberflä-
chenwasser anfällt, mit einer wasserdurchlässigen
Befestigung  (wie z.B. als wassergebundene 
Decke, mit Schotterrasen, Rasensteinen oder 
Pflasterung mit einem Fugenanteil von mindestens
30 %) zu erstellen.

        
5.0 Grünordnung

5.1 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
      Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
      Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

5.1.1 Grundstücksbegrünung 
Pro Grundstück sind mindestens 25 % der Flä-
che durch Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen zu begrünen. Da-
bei können die unter a) und b) aufgeführten Flä-
chen in die Berechnungen mit einbezogen wer-
den:

a) Pflanzfläche f1 und f2 
(siehe textliche Festsetzung unter 5.2.1 und 
5.2.2)

b) Flächen für die Versickerung des Oberflächen-
    wassers
Innerhalb der Baugebiete GE und  GE1 sind pro
Baugrundstück geeignete Flächen anzulegen 
und vorzuhalten, auf denen das anfallende un-
verschmutzte Oberflächenwasser vollständig 
versickern oder verdunsten kann. 

Das verschmutzte Oberflächenwasser ist auf den 
Grundstücken vorzureinigen, bevor es versickert 
wird.

             
4.0 Zu- und Ausfahrtenverbot

Entlang der Südgrenze der Flurstücksgrenze 
der Bundesstraße  B 214 besteht ein Zu- und 
Abfahrtsverbot.
(§ 9 (1) Nr. 11 i.V.m. § 9 (6) BauGB)

     
3.0 Höhenlage der Gebäude

Die Oberkante Fertigfußboden (OKFF) des Erd-
geschosses der Gebäude wird auf maximal 0,50 m
festgesetzt. 

Bezugspunkt ist die Oberkante Fahrbahnmitte 
der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche 
innerhalb des Plangebietes.
(§ 9 Abs. 2 BauGB)

     
2.0 Abweichende Bauweise - a

Für die Baugebiete GE und GE1 ist eine abweichen-
de Bauweise - a - festgesetzt. Es sind Gebäudelän-
gen über 50 m zulässig, ein seitlicher Grenzabstand 
von 3 m darf nicht unterschritten werden, ansonsten 
gelten die Anforderungen der offenen Bauweise ge-
mäß § 22 Abs. 2 BauNVO.
(§ 22 Abs. 3 BauNVO)

     
1.0 Art der baulichen Nutzung 

1.1 Wohnungen im Gewerbegebiet GE und GE1
Gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO können in den 
festgesetzten Gewerbegebieten GE und GE1 
ausnahmsweise Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter zugelassen werden. Die An-
zahl wird auf 1 Wohnung pro Gewerbebetrieb 
begrenzt. Die Wohnung muss dem Gewerbebe-
trieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-
che und Baumasse untergeordnet sein. 
(§ 8 (3) Nr.1 BauNVO i.V.m. § 1 (7) BauNVO)

1.2 Eingeschränktes Gewerbegebiet GE1
Innerhalb des eingeschränkten Baugebietes GE1 
sind nur solche Anlagen und Betriebe zulässig, 
deren emissionswirksamer flächenbezogener 
Schalleistungspegel die folgenden Werte nicht 
überschreitet:

- Tagwert    (6.00-22.00 Uhr)     60 dB(A)/m² 
- Nachtwert (22.00-6.00 Uhr)     45 dB(A)/m² 
(§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB)

1.3 Unzulässige Nutzungen 
Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete 
GE und GE1 sind die nachfolgend aufgeführten 
Nutzungen unzulässig:

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, und soziale 
   Zwecke sowie
- Vergnügungsstätten.
(§ 8 Abs. 3 i.m.V. § 1 Abs. 6 BauNVO)

      
A - Rohstoffsicherungsgebiete
 
Salzstock Wienhausen
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungs-
planes liegt zum großer Teil innerhalb des Roh-
stoffsicherungsgebietes - Salzstock Wienhausen.

Erdöl-Altverträge
Das Plangebiet liegt  in den Erdöl-Altvertrags-
Gebieten Klein-Eicklingen E-252-Celle und 
E-251-Celle.

B - Bauverbotszone entlang der B 214

Innerhalb der festgesetzten, von Bebauung frei
zuhaltenden Fläche entlang der Verkehrsfläche 
der B 214 ist gem. § 9 FStrG jegliche Bebauung 
(wie Nebengebäude, Carports, Garagen, Wer-
bung usw.) unzulässig (Bauverbotszone).

C - Abwasserentsorgung

Die vorhandene Druckleitung PVC DN 150 von 
Bröckel nach Eicklingen verläuft im räumlichen
Geltungsbereich dieses Bebuungplanes in 1 m 
Abstand von der südlichen Flurstücksgrenze der 
B 214. Der Leitungsverlauf wurde nachrichtlich 
in die Zeichnerischen Festsetzungen übernommen.

D - Gewässerunterhaltung

Für die Unterhaltung der Gewässer III. Ordnung 
im Nordwesten und Süden des Plangebietes sind 
von den Anliegern und Hinterliegern die Verpflich-
tungen gemäß 
- § 115 Abs. 1 Niedersächsiches Wassergesetz und 
- Verordnung über die Unterhaltung und Schau der 
  Gewässer III. Ordnung für das Gebiet des Landkrei-
  ses Celle vom 29.11.1983 
zu beachten (wie: Freihaltung eines befahrbaren, 5 m 
breiten Räumstreifens entlang der oberen Böschungs-
kante, Beseitigung von Bäumen, Sträuchern, Gegen-
ständen, die den Wasserabfluss beeinträchtigen, die 
Standsicherheit der Ufer gefährden oder die Unterhal-
tung erschweren.) 
   
E - Kampfmittelbeseitigung

Nach Auswertung der alliierten Luftbilder wurde 
aus Sicherheitsgründen eine Oberflächenson-
dierung im südlichen Bereich des Bebauungs-
planes sowie auf den westlich und östlich an-
grenzenden Flächen durchgeführt. Bei der Ge-
fahrenerforschungsmaßnahme im __________
konnten keine Kampfmittel festgestellt werden. 

                      
6.0 Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 14 
     "Schmolkamp-Ost"

Der räumliche Geltungsbereich dieser 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 14 "Schmolkamp-Ost" ist 
identisch mit dem räumlichen Geltungsbereich des
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 14 "Schmol-
kamp-Ost".
 
Mit Inkrafttreten dieser 1. Änderung  werden die text-
lichen und zeichnerischen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 14 "Schmolkamp-Ost" sowie die für 
diesen Geltungsbereich aufgestellte örtliche Bauvor-
schrift  unwirksam.
(§ 1 Abs. 8 BauGB)

            
Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte, M 1:1.000
Auszug aus den Geobasisdaten der Nds. Vermessungs-
und Katasterverwaltung, Copy:___________________  
Gemeinde Eicklingen, Gemarkung Eicklingen, 
Rahmenflurkarte 17 
Herausgeber: GLL Wolfsburg - Katasteramt Celle 
                      ( L4-________________________)

Angaben und Präsentationen des amtlichen Vermes-
sungswesens sind durch das Niedersächsische Gesetz 
über das amtliche Vermessungswesen (NVermG) sowie 
durch das Gesetz über Urheberrecht und verwandte 
Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) gesetzlich geschützt.

Die Verwertung für nichteigene oder für wirtschaftliche 
Zwecke und die öffentliche Wiedergabe von Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens und von Standard-
präsentationen ist nur mit Erlaubnis der zuständigen 
Vermessungs- und Katasterbehörde zulässig. Keiner 
Erlaubnis bedarf 

1. die Verwertung von Angaben des amtlichen Vermes-
sungswesens und von Standardpräsentationen für Auf-
gaben des übertragenen Wirkungskreises durch kom-
munale Körperschaften,
2. die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtli-
chen Vermessungswesens und von Standardpräsenta-
tionen durch kommunale Körperschaften, soweit diese 
im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung eigene Informatio-
nen für Dritte bereitstellen .(Auszug aus § 5 (3) NVermG)

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegen-
schaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsa-
men baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze 
vollständig nach (Stand 10.01.2000). 

Die Übertragung der neu zu bildenden Grenzen in die 
Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Behörde für GLL Wolfsburg - Katasteramt Celle -

Celle, den 06.09.2010

gez. Rabe
_________________________________________
Unterschrift                                                    (L.S.)

                       
Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 
Bebauungsplanes sind 
- eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften,  
- eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
  des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans 
- und beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts nicht 
geltend gemacht worden.

Wienhausen, den __.__.200_

___________________________________________
Gemeindedirektor                                               (L.S.)

                       
Präambel

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetz-
buches (BauGB) und der §§ 6 u. 40 der Niedersäch-
sischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der Ge-
meinde Eicklingen diese 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 14 "Schmolkamp-Ost",  bestehend aus der 
Planzeichnung und den Textlichen Festsetzungen als 
Satzung gemäß § 10Abs. 1 BauGb sowie die Begrün-
dung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beschlossen.

Wienhausen, den 10.09.2010

gez. Pohndorf                                    gez. Rodenberg
_________________________________________
Gemeindedirektor          (L.S.)           Bürgermeister 

                  
Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 
19.08.2009 gem. § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB die Auf-
stellung dieses Bebauungsplanes beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist nach § 2 Abs.1 Satz 2
BauGB am 29.08.2009 ortsüblich bekannt gemacht 
worden.

Wienhausen, den 10.09.2010

gez. Pohndorf
_________________________________________
Gemeindedirektor                                           (L.S.)

                       
Beteiligung der Öffentlichkeit

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 
19.10.2009 dem Entwurf des Bebauungsplanes und 
der Begründung zugestimmt und die öffentliche Aus-
legung nach § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 
22.10.2009 im Mitteilulungsblatt der SG Flotwedel orts-
üblich bekannt gemacht. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung 
haben vom 02.11.2009 bis einschließlich 03.12.2009  
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Wienhausen, den 10.09.2010

gez. Pohndorf
__________________________________________
Gemeindedirektor                                             (L.S.)

                       
Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Eicklingen hat den Bebauungs-
plan nach Prüfung der Anregungen nach § 3 Abs. 2 
BauGB in seiner Sitzung am 07.12.2009 als Satzung 
(§ 10 (1) BauGB) beschlossen sowie die Begründung 
mit Umweltbericht (§ 9 (8) BauGB) zugestimmt.

Wienhausen, den 10.09.2010 

gez. Pohndorf 
__________________________________________
Gemeindedirektor                                             (L.S.)

                    
Rechtsverbindlichkeit

Der Satzungsbeschluss dieses Bebauungsplanes wurde 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB am 01.07.2010 im Mitteililungs-
blatt der SG Flotwedel und am 15.07.2010 im Amtsblatt 
Nr. 26 für den Landkreis Celle bekannt gemacht.  
Der Bebauungsplan ist mit dieser Bekanntmachung in 
Kraft getreten.

Wienhausen, den 10.09.2010 

gez. Pohndorf 
____________________________________________
Gemeindedirektor                                                (L.S.)
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SATZUNG -
STANDDATUM

PLANUNGSBÜRO PETERSEN - AM UHRTURM 1-3 - 30519 HANNOVER - TEL 0511 - 838 7362
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